
Amtsgericht Fürth

Az.:  350 C 1565/24

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

Greul Caterina, Lärchenstraße 11, 91629 Weihenzell
- Klägerin -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Fiehl Rechtsanwälte, Kaiserstraße 38, 90763 Fürth, Gz.: 278/24

gegen

Maas Daniel, Nürnberger Straße 17, 90513 Zirndorf
- Beklagter -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwältin Schmitten-Böhm Jutta, Lohengrinstraße 10, 90513 Zirndorf, Gz.: 2024/446

wegen Räumung, Herausgabe und Forderung

erlässt das Amtsgericht Fürth durch die Richterin Schuh am 14.02.2025 aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 28.01.2025 folgendes

Endurteil

1. Der Beklagte wird verurteilt, die im Hause Nürnberger Straße 17, 90513 Zirndorf, 2. OG 

Mitte, gelegene Wohnung, bestehend aus 2 Zimmer, Küche, Bad inkl. Toilette, vollständig 

geräumt nebst sämtlicher zur Wohnung gehörender Schlüssel an die Klägerin herauszu-

geben.

2. Dem Beklagten wird eine Räumungsfrist bis 30.04.2025 gewährt.

3. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 367,23 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 % 

- Punkten über dem Basiszinssatz seit 10.12.2024 zu bezahlen

Beglaubigte Abschrift
 



4. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

5. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung der Klägerin hin-

sichtlich der Kosten durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils 

vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicher-

heit in Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet. Der Beklagte kann die Voll-

streckung der Klägerin hinsichtlich der Räumung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 

2.400,00 € abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher 

Höhe leisten.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 2.400,00 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten über einen Räumungsanspruch.

Die Klägerin ist Eigentümerin und Vermieterin der Wohnung des Hauses Nürnberger Str. 17, 

90513 Zirndorf, 2. OG Mitte. Ursprüngliche Vermieterin war Frau Ruth Bölian. Deren Nachfolgerin 

ist die Klägerin. (Mietvertrag vom 14.06.2011, Anlage K1). Der Beklagte ist Mieter der im Klagean-

trag Ziffer I bezeichneten Wohnung. Das Mietverhältnis mit dem Beklagten besteht seit 2011. Un-

ter Einschaltung des Prozessbevollmächtigten erklärte die Klägerin mit Schreiben vom 

11.11.2024 die außerordentlich fristlose, hilfsweise ordentliche Kündigung des Mietverhältnisses 

(Kündigungsschreiben vom 11.11.2024, Anlage K2). Hintergrund ist folgender Sachverhalt: Am 

21.10.2024 suchte die Klägerin das vorbezeichnete Anwesen in der Nürnberger Str. 17, 90513 

Zirndorf auf und klopfte um ca. 15:20 Uhr gegen die Wohnungstür des Beklagten. Zunächst war 

über eine gescheiterte Bewerbung für eine Wohnung bei der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt 

Zirndorf gesprochen worden. Das Gespräch wurde allerdings zu einem Streitgespräch. Der Be-

klagte behauptete zu diesem Zeitpunkt Schimmel im Bad zu haben. Schließlich betrat die Kläge-

rin die Wohnung und sah sich die Schimmelstelle im Badezimmer an. Beim Verlassen der Woh-

nung blieb die Klägerin auf dem Vorplatz stehen und wies den Beklagten darauf hin, dass der in 

Plastiktüten gefasste Müll in die Abfallbehältnisse im Hofraum zu verbringen ist. Der Beklagte er-

widerte hierauf, dies sei ihm kranheitsbedingt nicht möglich. Der Beklagte wurde sehr wütend und 
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verwies die Klägerin auf seine psychische Erkrankung. Daraufhin beleidigte der Beklagte die Klä-

gerin mit dem Ausdruck “Fotze“ und „Nutte“. Der Beklagte schrie die Klägerin an, er wolle nun-

mehr nicht mehr mit ihr reden, sie solle verschwinden und der Beklagte versuchte, die Woh-

nungstüre zuzuziehen. Die Klägerin stand aber im Radius der nach weit außen geöffneter Tür 

und daher konnte der Beklagte die Tür nicht schließen. Der Beklagte forderte die Klägerin wieder-

holt auf, zu gehen. Der Beklagte schubste die Klägerin sodann und stieß sie rückwärts zu Boden. 

Diese landete auf den dort gelagerten Müllsäcken. Kurz danach verschloss der Beklagte die 

Wohnungstüre. Die Klägerin stand auf und wollte den Beklagten über diesen Angriff zur Rede 

stellen. Hierauf beleidigte der Beklagte die Klägerin durch die geschlossene Tür mit folgenden 

Worten: „Halt dein dreckiges Maul.“ – „Halt dein dreckiges Maul, habe ich gesagt, du Nutte. Sonst 

bringe ich dich noch um, du Fotze.“ Der Stoß und Fall zu Boden verletzten die Klägerin nicht kör-

perlich, allerdings ist sie seither mental deutlich angegriffen, die Klägerin bemerkte ein körperli-

ches Zittern. Der Beklagte reagierte auf das Kündigungsschreiben mit Mailschreiben vom 

20.11.2024 und räumte dort den Sachverhalt im Wesentlichen ein. (Mailschreiben des Beklagten 

vom 20.11.2024, Anlage K3).

Die Klägerin behauptet, bereits seit längerem sei es problematisch gewesen, dass der Beklagte 

Abfall, Leergut und Kartonagen auf dem Vorplatz bzw. dem Treppenpodest vor der Wohnungstür 

gelagert habe und sich geweigert habe, die Hausordnung oder Ähnliches zu erledigen. 

Die Klägerin meint, im Hinblick auf die Schwere der vorliegenden Pflichtverletzung, den körperli-

chen Angriff sowie die wiederholten schweren Beleidigungen und die Bedrohung der Klägerin mit 

dem Tode, sei eine Fortsetzung des Mietverhältnisses unzumutbar. Die Schwere der Pflichtver-

letzung lasse auch das Erfordernis einer vorherigen Abmahnung entfallen. 

Die Klägerin beantragt:

I. Der Beklagte wird verurteilt, die im Hause Nürnberger Str. 17, 90513 Zirndorf, 2. OG Mitte, 

gelegene Wohnung, bestehend aus 2 Zimmer, Küche, Bad inkl. Toilette, vollständig geräumt 

nebst sämtlicher zur Wohnung gehörender Schlüssel an die Klägerin herauszugeben.

II. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 367,23 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

%-Punkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu bezahlen.
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Der Beklagte beantragt:

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Dem Beklagten wird für den Fall der Verurteilung eine angemessene Räumungsfrist ge-

währt.

Der Beklagte behauptet, die Beleidigung und Bedrohung der Klägerin sei im Zusammenhang mit 

einer psychischen Erkrankung des Beklagten zu sehen. 

Der Beklagte meint, dadurch, dass die Klägerin in dem Türradius stand, sei eine Verletzung sei-

nes Hausrechtes gegeben und die Klägerin habe dadurch zu dem Vorfall mit beigetragen, wes-

halb die fristlose Kündigung unzulässig sei.

Das Gericht hat Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt auf den 10.01.2025 und 

28.01.2025. Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugin Wagler und durch 

Parteivernehmung der Klägerin und des Beklagten. Auf die Protokolle der mündlichen Verhand-

lung vom 10.01.2025 und 28.01.2025 und die Schriftsätze der Parteien wird Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die Klage hat Erfolg, da diese zulässig und begründet ist.

A)

Die Klage ist zulässig. Insbesondere ist das Amtsgericht Fürth gemäß § 29a ZPO, § 23 Nr.2a 

GVG sachlich und örtlich zuständig. Die Wohnräume befinden sich in Zirndorf und somit im Ge-

richtsbezirk.

B)

Die Klage ist begründet. 
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I)

Die Klägerin hat einen Anspruch auf Räumung und Herausgabe der streitgegenständlichen Woh-

nung gemäß §§ 985, 546 BGB i.V.m. §§ 543 Abs.1 S.1, 569 Abs.2 BGB. Die außerordentliche 

Kündigung vom 11.11.2024 ist wirksam.

1)

Die Kündigung ist formell wirksam. 

Die Kündigung vom 11.11.2024 (Anlage K2) entspricht dem Schriftformerfordernis des § 568 

Abs.1 BGB i.V.m. § 126 Abs.1 BGB. Die Kündigung ist auch begründet gemäß § 569 Abs.4 BGB. 

Die Klägerin hat in dem Kündigungsschreiben die Kündigungsgründe in Form der einzelnen Ver-

stöße, der Beleidigungen und Bedrohungen, benannt.

2)

Die Kündigung ist auch materiell wirksam.

a)

Ein außerordentlicher Grund für die Kündigung ist gegeben.

Ein wichtiger Grund ist in Form der Beleidigungen, Bedrohung und Körperverletzung der Klägerin 

als Vermieterin gegeben gemäß § 543 Abs.1 BGB. Die hierauf gestützte außerordentliche Kündi-

gung vom 11.11.2024 ist damit wirksam.

aa)

Begeht eine der Vertragsparteien Straftaten, Tätlichkeiten oder verstößt sie gegen öffentlich-recht-

liche Verbote, kann dies eine Kündigung gemäß § 543 Abs. 1 BGB rechtfertigen. Eine Straftat ist 

besonders geeignet, das Vertrauensverhältnis nachhaltig zu zerstören. Praktisch kündigungsrele-

vant sind insbesondere die Straftaten gegen die Ehre, wie Beleidigung, üble Nachrede, Verleum-

dung. Beleidigung ist der Angriff auf die Ehre eines anderen durch Kundgabe der Nichtachtung 

oder Missachtung (§ 185 StGB). Bloße Unhöflichkeiten (Verweigerung einer Begrüßung, Schrei-

ben ohne Eingangs- und Schlussformel etc) genügen nicht. Gleiches gilt für Handlungen, die dem 

anderen Teil zwar missliebig sind, die aber keinen ehrverletzenden Charakter haben.

Vorliegend stehen die Straftaten der Körperverletzung, Beleidigung und Bedrohung im Raum, ge-

mäß §§ 223 StGB, 185 StGB und § 241 StGB.
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(1)

Die Klägerin hat hierzu geschildert, dass der Beklagte sie als „Fotze“ und „Nutte“ beschimpft hat 

und mit den Worten „Halt dein dreckiges Maul, du Nutte, sonst bringe ich dich noch um, du Fotze“ 

bedroht hat. Im Übrigen hat der Beklagte sie am Hals gepackt und geschubst. 

Die Angaben der Klägerin sind glaubhaft, insbesondere sind die Schilderungen detailreich. Sie 

schildert ihre eigenen Wahrnehmungen und schildert Emotionen, wie Angst und Schock. Die Klä-

gerin schildert auch nicht nur das Kerngeschehen, sondern auch Randumstände, beispielsweise, 

dass sie ihr Handy raus genommen hat, um mitzufilmen. Das spricht für einen realen Erlebnishin-

tergrund.

Die Angaben der Klägerin sind auch glaubwürdig, sie zeigte keinen Belastungseifer und war sehr 

bemüht die Fragen des Gerichts umfassend zu beantworten.

(2)

Auch der Beklagte hat den Vorfall im Wesentlichen übereinstimmend geschildert, er hat auch be-

stätigt, dass er gegenüber der Klägerin geäußert hat:„ bitte gehen Sie, sonst bringe ich sie um“. 

Der Beklagte hat auch geschildert, dass er die Klägerin gestoßen hat, um die Tür schließen zu 

können. Der Beklagte führte aus, dass dies für ihn Hausfriedensbruch gewesen sei, da die Kläge-

rin in dem Türradius stand.

Die Angaben des Beklagten sind glaubhaft, insbesondere sind die Schilderungen detailreich. E 

schildert seine eigenen Wahrnehmungen und schildert Emotionen, wie Angst. Der Beklagte schil-

dert auch nicht nur das Kerngeschehen, sondern auch Randumstände, beispielsweise, hinsicht-

lich des Anlasses des Besuches der Klägerin des Schimmels.

Die Angaben des Beklagten sind auch glaubwürdig, er zeigte keinen Belastungseifer und war 

sehr bemüht die Fragen des Gerichts umfassend zu beantworten.

(3)

Auch die Zeugin Wagler hat die Beleidigungen durch den Beklagten „du Fotze“ oder „fick dich“ 

und, dass der Beklagte die Klägerin geschubst hat, bestätigt. Die Zeugin bestätigte, dass sich die 

Klägerin noch in dem Türradius aufgehalten hat.

Die Angaben der Zeugin sind glaubhaft. Insbesondere waren ihr diese Wahrnehmungen selbst 

möglich, da sie zu dem Vorfall hinzugekommen ist und sich dann in der streitgegenständlichen 
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Wohnung aufhielt. Die Zeugin schilderte zudem auch Erinnerungslücken, beispielsweise, ob sich 

die Klägerin innerhalb oder außerhalb der Wohnung aufhielt. Dies erschien dem Gericht nachvoll-

ziehbar, da der Vorfall einige Wochen zurückliegt.

Die Zeugin ist auch glaubwürdig. Zwar ist als Freundin des Beklagten ein eigenes Interesse am 

Ausgang des Rechtsstreits erkennbar. Umstände auf die, die Zeugin keinen Einfluss hat, sind je-

doch nicht per se geeignet, zur Unglaubwürdigkeit der Zeugin zu führen. Es kommt maßgeblich 

auf das Aussageverhalten im Einzelfall an. Die Zeugin hat detailreich ausgesagt.

(4)

Unter Berücksichtigung des Vorstehenden ist das Gericht nach dem Maßstab des § 286 ZPO und 

den im Wesentlichen übereinstimmenden Schilderungen davon überzeugt, dass Straftaten durch 

den Beklagten vorliegen, die geeignet sind, das Vertrauensverhältnis nachhaltig zu zerstören und 

damit einen wichtigen Grund für die Kündigung im Sinne von § 543 Abs.1 BGB darstellen.

Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass der Beklagte psychische Probleme hat. Gemäß § 543 

Abs.1 S.2 BGB ist das Verschulden der Vertragsparteien in die Gesamtabwägung mit einzubezie-

hen. Auch hinsichtlich der Körperverletzung ist zu berücksichtigen, dass nach dem übereinstim-

menden Vortrag des Beklagten und der Zeugin Wagler eine Rechtfertigung durch Notwehr gemäß 

§ 32 StGB durch einen Angriff auf das Hausrecht nach § 123 StGB in Betracht kommt. Hierbei ist 

jedoch schon fraglich, ob die Notwehrhandlung erforderlich und geboten wäre. Hierauf kommt es 

jedoch nicht entscheidend an. Anders als bei der ordentlichen Kündigung von Wohnraum gem. § 

573 Abs. 2 S. 1 ist ein Verschulden keine Voraussetzung für das Recht zur fristlosen Kündigung. 

(BeckOGK/Mehle BGB § 543 Rn. 34). Selbst bei Vorliegen einer Rechtfertigung oder bei schuldlo-

sem Handeln des Beklagten - wofür hier jedoch schon keine hinreichenden Anhaltspunkte vorlie-

gen - kann die Fortsetzung des Mietverhältnisses für den Vermieter dennoch unzumutbar sein. 

(Schmidt-Futterer/Streyl BGB § 543 Rn. 131). Dies gilt vorliegend unter Berücksichtigung der 

Schwere des Vorfalls durch die Kombination der Beleidigungen, Bedrohung mit dem Tode und 

der Körperverletzung, der Angst der Klägerin als Vermieterin und der daraus resultierenden nach-

haltigen Zerrüttung des Vertrauensverhältnisses. Auch der Einwand der Beklagtenvertreterin, 

dass die Klägerin dadurch, dass sie in dem Türrahmen stand, zu dem Vorfall mit beigetragen ha-

be, weshalb die fristlose Kündigung unzulässig sei, geht fehl. Selbst unverschuldete Umstände, 

können so bedeutsam sein, dass dem anderen Teil nicht zuzumuten ist, am Vertrag festzuhalten. 

(Grüneberg, 83.Auflage 2024, § 543, Rn. 35.). Vorliegend war der Klägerin unter Berücksichtigung 
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der vorstehenden Ausführungen nicht mehr zuzumuten, an dem Vertrag festzuhalten.

bb)

Hinsichtlich der Beleidigung, der Bedrohung und der Körperverletzung ist eine Abmahnung ge-

mäß § 543 Abs.3 S.2 Nr.2 BGB entbehrlich. Eine sofortige Kündigung ohne Fristsetzung ist gem. 

§ 543 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BGB möglich, wenn aufgrund besonderer Umstände unter Abwägung der 

beiderseitigen Interessen ein weiteres Zuwarten nicht möglich oder zumutbar ist. Bei einer Kündi-

gung gemäß § 543 Abs. 1 BGB ist das der Fall, wenn die Pflichtverletzung wegen derer gekündigt 

wird, so schwerwiegend ist, dass die Vertrauensgrundlage auch durch eine Abmahnung nicht 

wiederhergestellt werden könnte (sog. Zerrüttungskündigung). Das kommt insbesondere bei 

Straftaten wie etwa Körperverletzung, Beleidigung oder Betrug in Betracht. 

(Schmidt-Futterer/Streyl BGB § 543 Rn. 229). Die Vertragsverletzung, die eine Straftat darstellt, 

ist so erheblich, dass es gemäß § 543 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BGB keiner Abmahnung bedurfte, 

künftig solche Vertragsverletzungen zu unterlassen. Vorliegend stehen die Straftaten der Körper-

verletzung, Beleidigung und Bedrohung im Raum, gemäß §§ 223 StGB, 185 StGB und § 241 

StGB. Unter Berücksichtigung der vorliegenden Einzelfallumstände, insbesondere der Schwere 

des Verstoßes durch den Beklagten und der Störung des Vertrauensverhältnisses erscheint eine 

Abmahnung vorliegend trotz der langen Dauer des Mietverhältnisses und der psychischen Er-

krankung des Beklagten entbehrlich. Dies gilt in dem streitgegenständlichen Einzelfall insbeson-

dere aufgrund des körperlichen Angriffs gegen die Klägerin in Kombination mit der Bedrohung mit 

dem Tod. Zu berücksichtigen ist hier auch, dass das Mietverhältnis bereits vor dem Vorfall nicht 

störungsfrei verlaufen ist. Die Klägerin hat hierzu glaubhaft geschildert, dass es bereits im Vorfeld 

Verstöße im Zusammenhang mit der Hausordnung durch Müll gegeben hat und eine Sachbe-

schädigung durch Besuch des Beklagten. Auch durch eine Abmahnung kann die Vertrauens-

grundlage aufgrund der Schwere des Vorfalls und der hierdurch hervorgerufenen mentalen Belas-

tung der Klägerin nicht wiederhergestellt werden.

II) 

Dem Beklagten ist gemäß § 721 ZPO eine Räumungsfrist bis Ende April 2025, zu gewähren. Die 

Entscheidung über die Bewilligung, Verlängerung oder Verkürzung einer Räumungsfrist steht im 

pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts. Es hat die Interessen der Parteien aufgrund des vorge-

tragenen Sachverhalts gegeneinander abzuwägen. Maßgeblich sind immer die Umstände des 

Einzelfalls. (Vgl. MüKoZPO/Götz ZPO § 721 Rn. 9). Die maßgeblichen Entscheidungskriterien 

können sich aus dem zugrundeliegenden Rechtsverhältnis sowie aus den das Räumungsverlan-
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gen tragenden Gründen ergeben. Beim berechtigten Besitzer kann die Dauer des Nutzungsver-

hältnisses sowie das Verhalten während der vertraglichen Nutzung eine Rolle spielen. Vertrags-

widriges Verhalten eines Mieters, zumal wenn es die Kündigung rechtfertigt, spricht gegen die 

Gewährung einer Räumungsfrist, jedenfalls einer längeren Frist; Beispiele: Verstöße gegen den 

Hausfrieden oder die Hausordnung, verbale oder tätliche Angriffe gegen den Vermieter oder Mit-

mieter, vertragswidrige Behandlung der Wohnräume. Dies gilt vor allem dann, wenn der Mieter 

das vertragswidrige Verhalten nach dem Erlass des Räumungsurteils fortsetzt. Von Bedeutung 

kann auch sein, ob der Mieter selbst gekündigt hat oder ob ihm gekündigt worden ist. Daneben 

sind für die Interessenabwägung von entscheidendem Einfluss die persönlichen Verhältnisse der 

Parteien, insbesondere des Räumungsschuldners: Alter, Gesundheit, Familienverhältnisse, so-

ziales Umfeld. (Vgl. MüKoZPO/Götz ZPO § 721 Rn. 10-12).

Für die Gewährung der Räumungsfrist von circa 2,5 Monaten war für das Gericht entscheidend, 

dass der Beklagte bereits seit 2011 in der Wohnung lebt. Der Beklagte ist daher in der Wohnung 

sozial stark verwurzelt. Des Weiteren war dem Beklagten eine Räumungsfrist zu gewähren, da 

er psychische Probleme geschildert hat. Eine längere Räumungsfrist erschien dem Gericht unter 

Berücksichtigung der Schwere der Verstöße und der Interessen der Klägerin als Vermieterin nicht 

angemessen. Die Klägerin schien dem Gericht durch den Vorfall stark verängstigt und das Ver-

trauensverhältnis ist nachhaltig gestört.

III)

Die Klägerin hat gegen die Beklagte des Weiteren einen Anspruch auf Erstattung der vorgerichtli-

chen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 367,23 € gemäß § 280 Abs. 1, 2, 286 BGB. Der Beklagte 

ist der Räumungsverpflichtung nach Ausspruch der fristlosen Kündigung mit Schreiben vom 

11.11.2024 nicht innerhalb der gesetzten Frist bis 30.11.2024 nachgekommen und befindet sich 

daher in Verzug. Die Verzinsung folgt aus § 288 Abs.1 BGB i.V.m. § 291 BGB.

C)

I) Die Kostenfolge resultiert aus § 91 ZPO.

II) Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit hinsichtlich der Kosten beruht auf § 708 

Nr.11 Alt.2, 711 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit hinsichtlich der Räu-

mung beruht auf §§ 708 Nr. 7, 711 PO. Eine Abwendungsbefugnis in Höhe von 2.400 € erscheint 

dem Gericht vorliegend in Anbetracht des Streitwertes und der Höhe der Bruttomiete von 250 € 

mangels weiterem Vortrag hierzu angemessen.

350 C 1565/24 - Seite 9  -



Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Nürnberg-Fürth
Fürther Str. 110
90429 Nürnberg

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Fürth
Hallstraße 1
90762 Fürth

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem vierten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.
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Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

 

Schuh
Richterin
 

Verkündet am 14.02.2025

gez.
Knoll, JSekr

Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift
Fürth, 17.02.2025

Knoll, JSekr
Urkundsbeamter der Geschäftsstelle
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